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Der Himmel muss frei bleiben 
INTERKULTURELLER DIALOG Religion macht Frieden möglich. Sie reserviert die absolute Wahrheit für den Glauben. Die Politik wird dadurch fähig 
zu Kompromissen. Das gelingt aber nur, wenn Vernunft und Glauben einander respektieren und ihre Grenzen kennen 

Von Christoph Böhr 

Verkuppelt: In Europa macht sich die Konkurrenz der Kulturen immer stärker bemerkbar. Verständigung wird lebensnotwendig. Eine Szene aus dem englischen Leeds. 

D
ie Notwendigkeit, ja Dring-
lichkeit der grenzüberschrei-
tenden Verständigung zwi-
schen den Religionen und Kul-

turen ist heute unbestritten. Diese Fest-
stellung fragloser Anerkennung bezieht 
sich auf  einen doppelten Sachverhalt: 
Weder wird heute infrage gestellt, dass 
dieses Gespräch unter den Vorzeichen 
wechselseitiger Achtung stattzufinden 
hat, noch wird in Zweifel gezogen, dass 
neben den kulturellen auch die religiösen 
Aspekte zu berücksichtigen sind. Die Be-
rührungspunkte zwischen den Kulturen 
werden immer zahlreicher. Das verstärkt 
die Dringlichkeit wechselseitigen Verste-
hens. Die Notwendigkeit der Überbrü-
ckung unterschiedlicher kultureller Sicht-
weisen wächst. Damit aber nicht genug. 
Seit Menschengedenken prägt Religion – 
also die jeweilige Gestalt, zu der ein Got-
tesglaube gefunden hat – als einer der 
wirkmächtigsten Beweggründe das Han-
deln der Menschen. 

Das hat weitreichende Folgen auch für 
die Politik. Die wiederum sucht im Wis-
sen um ihre Abhängigkeit nach einer Ge-
staltung ihres Beziehungsverhältnisses 
zur Religion. Deshalb gehört zu den Er-
folgsbedingungen eines Brückenschlags 
nicht nur der Blick auf  Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede in den kulturellen und 
zivilisatorischen Prägungen, sondern 
ebenso die Erkundung der Welt in der 
Ordnung religiöser Sichtweisen. Erst im 
Zusammenspiel der drei Orientierungen, 
die den Begriffen von Religion, Kultur 
und Politik folgen, lassen sich die Fragen 
benennen, die am Anfang eines Ge-
sprächs und als Bedingung jeder vertie-
fenden Auseinandersetzung geklärt wer-
den müssen. 

Die Gestaltung der Beziehung beider 
Grundformen menschlicher Handlungs-
leitung erfolgt in verschiedenen Kulturen 
auf  unterschiedliche Weise. In diesen Un-
terschieden gründen die uns geläufigen 
Auseinandersetzungen, die wir als inter-
kulturelle Konflikte wahrnehmen, zual-
lermeist. Nicht verschiedene Überzeu-
gungen im Glauben gefährden das Zu-
sammenleben, sondern bestimmte Wei-
sen, den Wahrheitsanspruch des religiö-
sen Glaubens mit dem Herrschafts-
anspruch politischer Macht zu verbinden. 

Deshalb gehört zu den unverzicht-
baren Bedingungen eines erfolgverspre-
chend zu führenden Gesprächs am An-
fang die Verständigung darüber, ob es 
möglich ist, gemeinsame Regeln zu fin-
den, nach denen das Beziehungsverhält-
nis zwischen Religion und Politik zu ge-
stalten ist. Diese Aufgabe ist weder ein-
fach, noch ist sie neu. Aber um der Wahr-
haftigkeit wie der Ergebnisse des Gesprä-
ches willen, ist ihre Lösung die Vorausset-
zung jeden Einverständnisses, das verfehlt 
wird, wenn man sich zwar auf  gleiche 
Begriffe einigt, denen dann jedoch – oft 
unausgesprochen – gänzlich unterschied-
liche Bedeutungen beigemessen werden. 

Wer das Gespräch zwischen den Reli-
gionen führen will, muss sich zunächst 

klar machen, dass ein solcher Dialog nur 
auf  der Grundlage der je eigenen religiö-
sen Bekenntnisse geführt werden kann – 
also des jeweils mit dem religiösen Be-
kenntnis verbundenen Wahrheits-
anspruchs. Im Mittelpunkt des Gesprä-
ches steht nicht die kundige Kenntnis, 
sondern das gläubige Bekenntnis. Gelingt 
das Gespräch, entlässt es Menschen, die 
ihren Glauben keinesfalls verloren, eines 
sich allerdings bewusst gemacht haben: 
dass es bestimmter Regeln bedarf, wie 
mit den – teilweise gegenläufigen – 
Wahrheitsansprüchen umzugehen ist, 
ohne von deren Gültigkeit abzulassen. 

Die erste und vielleicht wichtigste 
Festlegung in diesem Zusammenhang be-
trifft das Verständnis dessen, was Glaube 
bedeutet: Glaube als das 
nämlich zu begreifen, was 
er ist. Glauben als Glaube 
zu verstehen, fällt vielen 
Menschen in allen mono-
theistischen Religionen 
nicht leicht. Besser scheint 
sich in der Welt Anerken-
nung verschaffen zu kön-
nen, wer etwas zu wissen 
behauptet. So jedenfalls 
wird seit dem Siegeszug des 
Positivismus im christlichen 
Westen gedacht. Im musli-
mischen Osten finden sich 
andere Gründe, die nicht 
weniger häufig den Glau-
ben als Wissen tarnten: 
Hier ist es vor allem die be-
sondere Verbindlichkeit, mit 
der sich die göttliche All-
macht dem Menschen of-
fenbart, die den Glauben 
unter der Hand zu einer 
Frage des Wissens werden 
lässt. Einzig im Judentum ist der Glaube 
bis heute das, was er ist: nämlich Glaube. 
Dass es gleichwohl auch im jüdischen 
Denken zu einer Vermischung kam, hat 
mit der gesetzesförmlichen Auslegung 
des Glaubens zu tun, sodass dieser 
schließlich auch die Form von Wissen an-
nahm und in Folge einen theokratischen 
Charakter entwickelte, der einer Tren-
nung zwischen religiösen Geboten und 
säkularen Gesetzen nicht immer genü-
gend Aufmerksamkeit schenkte. Glaube 
ist nicht Wissen – noch ist er das Gegen-
teil. Nie kann Glaube durch Wissen über-
wunden werden. Denn je mehr wir wis-
sen, umso mehr ist uns bewusst, was alles 
wir nicht wissen. 

 
Der Drang nach Wissen ist ein infinites, nie 
ans Ziel gelangendes Streben. Eine Antwort 
auf  die letzten Dinge vermag nur der 
Glaube zu geben. Er setzt ein, wo unser 
Wissen nicht mehr weiter weiß, die Spra-
che verliert und uns am Ende im Stich 
lässt. Glaube bezieht sich auf  das Absolu-
te, Wissen auf  das Kontingente. Aus die-
sem Grund ist es ja gerade die Vernunft, 
die den Glauben in sein Recht setzt, wo 
sie selbst schweigen muss. Und das heißt 
wiederum: Glaube befindet sich keines-
falls in einer Gegnerschaft zur Vernunft. 
Wenn also Glaube sich nicht anmaßt, un-

ser Wissen zu ersetzen, und darauf  ver-
zichtet, sich als Wissen auszugeben, son-
dern sich stattdessen immer der Unsag-
barkeit des Absoluten bewusst bleibt, 
dann birgt der Wahrheitsanspruch des 
Glaubens auch keine Gefahr einer Ent-
mündigung des Menschen. Denn es ist 
ebendiese Gefahr, die den Glauben oft 
und immer wieder in Verruf  gebracht 
hat: die Gefahr, dass der – absolute – An-
spruch der Wahrheit des Glaubens ge-
deutet wird als Rechtfertigung der Herr-
schaft einer Gewalt, die den Menschen 
mit Haut und Haaren vereinnahmt. 

Ein Glaube allerdings, der den An-
spruch seiner uneingeschränkten und un-
einschränkbaren Wahrheit so versteht, 
dass dieser Wahrheitsanspruch sich vom 

Unsagbaren, dem Absolu-
ten, ableitet, ist – so verstan-
den – nicht nur keine Bedro-
hung für die Freiheit, son-
dern – ganz im Gegenteil: Er 
schafft der Freiheit erst 
Raum, und zwar in einem 
doppelten Sinne: als Recht 
des Einzelnen auf  Selbst-
bestimmung wie als Aner-
kennung der Eigengesetz-
lichkeit weltlicher Angele-
genheiten. Vernunft und 
Glaube, säkulares und reli-
giöses Denken, gehen also 
Hand in Hand, wenn beide 
ihre Grenzen achten. 

Zusammenfassend ge-
sagt: Ich wende mich gegen 
das im westlichen Europa 
oft vertretene „Säkularisie-
rungs“-Postulat, die Forde-
rung also, dass alle Men-
schen zu Agnostikern wer-
den müssen, damit Friede 

werden kann. Gleichzeitig wende ich 
mich genauso entschieden gegen das in 
der islamischen Tradition aufzufindende 
„Dominierungs“-Postulat, jene Forde-
rung also, die besagt, dass alle Menschen 
sich dem Wahrheitsanspruch ein- und 
derselben Glaubensüberzeugung beugen 
müssen, um auskömmlich zusammenle-
ben zu können. 

Die Gegnerschaft zu beiden Thesen 
beruht auf  einer – und der gleichen – Vo-
raussetzung: dass wir nämlich bereit sind, 
zwischen dem Status religiöser Wahrheit 
und dem Status politischer Macht zu un-
terscheiden. Wenn eine Religion sich 
nicht über andere erhebt – und diese Er-
hebung, wenn sie zum Streit führt, ist 
zwingend immer eine politische –, müs-
sen mitnichten alle Menschen zu Agnos-
tikern werden, um den Streit aus der 
Welt zu schaffen, noch müssen sich alle 
Menschen in ein- und derselben Glau-
benswahrheit wiederfinden. Der absolute 
Wahrheitsanspruch einer Religion ist nur 
dann Quelle des Streites, wenn er poli-
tisch aufgeladen wird und sich politischer 
Mittel bedient. Dazu bedarf  es – nicht 
erst heute – in der Regel einer Tarnung 
des Glaubens als Wissen: Im Wissen da-
rum, dass es nur einen Weg aller Men-
schen zum Heil gibt, liegt es nahe, nicht 
davor zurückzuschrecken, im Wissen um 

diesen einen und alleinigen Weg ebendie-
sen Weg – mit den Mitteln der politischen 
Macht – zu dem für alle verbindlichen 
Weg zu erklären. Ist es erst einmal so 
weit gekommen, herrscht die Politik über 
die Religion und die Gewalt erstickt die 
Wahrheit. 

 
Wenn jedoch Wahrheit und Macht, Religion 
und Politik Abstand voneinander halten, las-
sen sich Regeln finden, die den absoluten 
Wahrheitsanspruch keinesfalls zu einer 
Gefahr für die Freiheit werden lassen. 
Ganz im Gegenteil: Der Verzicht auf  die 
Bezüglichkeit zum Absoluten führt zu ei-
ner Selbstaufgabe der Religion. Totalitäre 
Systeme sind am Ende immer über reli-
giöse Überzeugungen gestürzt, die im 
Namen eines Absoluten ihre Stimme er-
hoben, sich selbst aber von aller politi-
schen Macht fernhielten. Eine Religion, 
die sich nicht der Mittel politischer Macht 
bedient, verfügt über eine freiheitsstiften-
de Kraft, die ihresgleichen sucht. Der pol-
nische Katholizismus, nicht die russische 
Orthodoxie hat den sowjetischen Goliath 
zu Fall gebracht. 

Wenn also nicht die Bezugnahme auf  
das Absolute zu einer Gefahr für die Frei-
heit werden muss und wenn, zweitens, 
richtig ist, dass der Anspruch absoluter 
Wahrheit im Glauben keine Rechtfer-
tigung bietet, das Selbstbestimmungs-
recht der Menschen einzuschränken, und 
da schließlich drittens der Versuch einer 
Begrenzung von Freiheit dem Wahrheits-
anspruch des Glaubens keinesfalls zu 
mehr Achtung verhilft, dann heißt das: Es 
gibt keinen Grund, auf  Missionierung zu 
verzichten – oder umgekehrt: die Konver-
sion zu verbieten. Jeder Mensch hat das 
Recht, sich im Verhältnis zu sich selbst 
unter einen Wahrheitsanspruch zu stel-
len, wie er das gleiche Recht hat, in sei-
nem Verhältnis zu den Mitmenschen 
ebendiesem Anspruch zu folgen – unter 
der Bedingung allerdings, dass es keine 
Vermischung von religiösem Bekenntnis 
und politischer Macht gibt. Es bedarf  also 
einer klaren Trennung von Religion und 
Politik in Legislation, Administration und 
Jurisdiktion. Warum? Auf  den ersten 
Blick scheint möglicherweise diese Ge-
dankenführung auf  ein laizistisches Kon-
zept zuzulaufen. Aber dieser Eindruck 
täuscht. Denn es gibt eine Ausnahme 
vom Gebot der Trennung von Religion 
und Politik – den Ort nämlich, wo Religi-
on und Politik sich ausdrücklich mit-
einander verbinden. Diese Verbindung 
bezieht sich auf  die Anthropologie – das 
Menschenbild also –, wie sie jeder Verfas-
sung vorausgeht und wie es jeder Verfas-
sung die Richtung weist. 

Es gibt keine Verfassung, deren Rah-
men nicht aufgespannt wird durch ein 
Menschenbild, das zugleich ihr Subtext 
ist, den man immer mitlesen muss, wenn 
man den Sinn einzelner Verfassungs-
regeln begreifen will. Das Menschenbild 
nun, das den Verfassungen freiheitlicher 
Gesellschaft entspricht, lässt sich in einem 
einzigen Satz zusammenfassen: Es ist ein 
Bild vom Menschen, das diesem – und 
zwar jedem Einzelnen ohne Ausnahme – 

eine unantastbare Würde zuerkennt. Da-
mit ist der Kern der Sache angesprochen. 
Denn dieses Menschenbild spiegelt ein 
Verständnis der Beziehung von Religion 
und Politik, das den beiden oben erläuter-
ten Anforderungen gerecht wird: Es ist 
gleichermaßen religiös inspiriert und po-
litisch segregiert. Eine Anthropologie, die 
den Menschen über seine unantastbare 
Würde bestimmt, bezieht sich auf  etwas 
Absolutes und wird in ebendieser Bezug-
nahme zum Ausgangspunkt alles Kontin-
genten. Dieses Menschenbild findet zu ei-
ner Verschmelzung beider Dimensionen 
des Absoluten und des Kontingenten. 

Über ein so entfaltetes Menschenbild 
wird der Wahrheitsanspruch, der jeder 
der monotheistischen Religionen zu ei-
gen ist, vereinbar mit dem politischen 
Pluralismus, wie er aus einer freiheitli-
chen Verfassungsordnung folgt. Der 
Mensch – und die ganze irdische Welt – 
sind auf  diese Weise davor geschützt, po-
litisch verfügbar gemacht zu werden. Ihre 
Unverfügbarkeit ist ihr Recht: wie es sich 
in der Gewissensfreiheit, der moralischen 
wie physischen Integrität und der Auto-
nomie des Menschen manifestiert. Die 
Würde des Menschen verbietet jede 
Form politischer wie religiöser Heterono-
mie. Der Mensch, wie er geht und steht, 
ist selbstbestimmt, nicht fremdbestimmt. 

Man muss dieses Menschenbild nicht 
nur, wie hier geschehen, in einer säkula-
ren Sprache beschreiben. In einer religiö-
sen Sprache ausgedrückt und das Gleiche 
meinend, reden wir vom Menschen als 
Gottes Geschöpf. Wer Bild und Gleichnis 
seines Schöpfers ist, Kind Gottes also, hat 
das Recht auf  Unverfügbarkeit. Seine 
Würde widerstreitet jeder Fremdbestim-
mung. Und so zeigt sich, dass – im reli-
giösen wie im säkularen Sprachgebrauch 
– das Menschenbild der gemeinsame Be-
zugspunkt von Glaubenswahrheit und 
Weltgestaltung ist. In ihm, dem Men-
schenbild, vereinigen sich zwei miteinan-
der korrespondierende Sichtweisen, die 
in der Beantwortung der Frage nach dem 
Menschen zusammenfließen. 

Im politischen Leben sprechen wir in 
diesem Zusammenhang davon, dass der 
Mensch – als Bürger – der Souverän ist; 
entsprechend begreifen wir die Volkssou-
veränität als Grundlage und Rechtfer-
tigung des Verfassungsstaates. In der An-
thropologie sprechen wir davon, dass der 
Mensch mit seiner unantastbaren Würde 
Anteil am Unbedingten, am Absoluten 
hat. Und in der religiösen Sprache nen-
nen wir den Menschen ein Ebenbild Got-
tes. Die einander korrespondierenden 
Sichtweisen, die religiöse und die säkula-
re, treffen in der Anthropologie aufeinan-
der und zeigen, dass im Menschenbild 
unsere religiösen Überzeugungen ihre 
politische Ausprägung finden. Die gibt 
dann ihrerseits – als Verfassung eines Ge-
meinwesens – dem säkularen Leben 
Form und Gestalt. Im Menschenbild ver-
binden sich Religion und Politik, die an-
sonsten zwei getrennte Sphären bezeich-
nen und ihren jeweiligen eigenen Geset-
zen folgen, aber in der Beantwortung der 
Frage nach dem Menschen ihren gemein-

samen Bezugs- und Berührungspunkt ha-
ben. Weil das Menschenbild jeder Verfas-
sung ihren Maßstab gibt, bestimmt im 
freiheitlichen Verfassungsstaat eine reli-
giöse Wahrheit den Ausgangpunkt aller 
Politik. Dieser Zusammenhang ist in den 
Gesellschaften im europäischen Westen 
weithin vergessen. Gerade weil Religion, 
vermittelt über das Menschenbild einer 
Verfassung, das Koordinatenkreuz auf-
spannt, innerhalb dessen sich die säkulare 
Gesellschaft verortet, hat der Staat die Re-
ligion – um dieser Bedeutung willen – zu 
schützen. Er tut das im Rahmen einer 
freiheitlichen Verfassungsordnung mit 
der Rechtsfigur der positiven und negati-
ven Religionsfreiheit: Er schützt die Reli-
gion, indem er ihre Freiheit sichert, und 
nicht, indem er sich ihrer bemächtigt. 

 
Über diese Gemeinsamkeit von Religion und 
Politik, die sich im Menschenbild zeigt, zu 
reden, muss am Anfang eines jeden inter-
religiösen Dialogs stehen. Das Menschen-
bild ist die Quelle aller Werte, die uns 
wichtig sind und die unser Zusammenle-
ben leiten. Was sich allerdings hinter Be-
griffen wie Freiheit und Gerechtigkeit 
verbirgt, welcher Sinn und welche Bedeu-
tung mit ihnen verbunden ist, erschließt 
sich erst vom Menschenbild her. In ihm 
wird die religiöse Wahrheit zu einer an-
thropologischen Wahrheit. Die wieder-
um sichert der politischen Macht nicht 
nur ihre Unabhängigkeit von religiöser 
Bevormundung, sondern schützt zu-
gleich unsere religiösen Überzeugungen 
vor ihrer Vereinnahmung durch politi-
sche Macht. Dieser Zusammenhang ist in 
den Gesellschaften des islamischen Os-
tens weithin vergessen. 

Wenn eine Verfassung getragen wird 
von einer Anthropologie, nach der jeder 
Mensch – unabhängig von seinen Über-
zeugungen und Entscheidungen – die 
gleiche uneingeschränkte Würde und die 
gleichen unantastbaren Rechte hat, dann 
verweist dieses Menschenbild auf  die 
göttlichen Quellen des irdischen Rechts. 
Und genau darum geht es im interreligiö-
sen und interkulturellen Dialog zunächst: 
diese Quellen freizulegen und den Zu-
sammenhang von Religion und Politik, 
Glaube und Recht, göttlicher Wahrheit 
und weltlicher Macht im Blick auf  diese 
Quellen zu deuten. Im ständigen Ringen 
um diese Frage findet sich im Übrigen die 
vielleicht größte und wichtigste Gemein-
samkeit der jüdischen, der christlichen 
und der islamischen Kultur. So verschie-
den die Antworten im Einzelnen heute 
immer noch erscheinen: Wäre es nicht 
ein Zukunftsentwurf  europäischen Den-
kens, diese Brücke zu bauen, um drei 
Kulturkreise miteinander zu verbinden? 

 
Der Essay basiert auf  dem Eröffnungsvor-
trag, den Christoph Böhr auf  der Konferenz 
„Global Commons and Universal Values 
in the Euro-Mediterranean Partnership – 
Challenges and Options oft the Intercultural 
Dialogue“ in Nikosia (Zypern) gehalten hat. 
Die Konferenz wurde vom Royal Institute for 
Inter-Faith-Studies Jordanien und der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung Amman veranstaltet.
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